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VERORDNUNG (EU) Nr. 960/2014 DES RATES
vom 8. September 2014

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 iiber restriktive Mafnahmen angesichts der
Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag {iber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestiitzt auf den Beschluss 2014/659/GASP des Rates vom 8. September 2014 zur Anderung des Beschlusses
2014/512|GASP iiber restriktive Manahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabi-
lisieren (%),

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union fur Auflen- und Sicherheitspolitik und der Europiischen
Kommission,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 des Rates (3 werden bestimmte Maffnahmen umgesetzt, die im Beschluss
2014/512|GASP des Rates (*) vorgesehen sind. Zu diesen Mainahmen zihlen Beschriankungen fiir Ausfuhren von
Giitern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, Beschrankungen fiir die Erbringung damit verbun-
dener Dienstleistungen sowie bestimmter Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Lieferung von Riistungsgii-
tern und militdrischer Ausriistung, Beschrinkungen fiir den Verkauf, die Lieferung, die Verbringung oder die Aus-
fuhr — sowohl unmittelbar als auch mittelbar — bestimmter Technologien fiir die Olindustrie in Russland, und
zwar in Form des Erfordernisses einer vorherigen Genehmigung, und Beschrinkungen fiir den Zugang bestimmter
Finanzinstitute zu den Kapitalmirkten.

(2)  Die Staats- und Regierungschefs der Européischen Union haben Vorbereitungsarbeiten fiir weitere gezielte Maf-
nahmen gefordert, so dass unverziiglich weitere Schritte unternommen werden konnten.

(3)  Angesichts der sehr ernsten Lage hilt der Rat es fiir angebracht, weitere restriktive Mafnahmen als Reaktion auf
die Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren, zu treffen.

(4)  In diesem Zusammenhang ist es angezeigt, zusitzliche Beschrankungen fiir die Ausfuhr von Giitern und Techno-
logien mit doppeltem Verwendungszweck gemif$ der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates (*) anzuwenden.

(5)  Dariiber hinaus sollte die Erbringung von Dienstleistungen fiir die Tiefseedlexploration und -forderung, die Erdol-
exploration und -forderung in der Arktis oder Schieferdlprojekte verboten werden.

(6)  Um Druck auf die russische Regierung auszuiiben, ist es ferner angezeigt, den Zugang zu den Kapitalmérkten fiir
bestimmte Finanzinstitute — mit Ausnahme von durch zwischenstaatliche Ubereinkiinfte mit Russland als einem
der Anteilseigner errichteten, in Russland angesiedelten Instituten mit internationalem Status —, fiir in Russland
niedergelassene juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen im Verteidigungssektor — mit Ausnahme
von juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die hauptsichlich in den Bereichen Weltraum und
Kernenergie titig sind — und fur in Russland niedergelassene juristische Personen, Organisationen oder Einrich-
tungen, deren Haupttitigkeiten den Verkauf oder die Beforderung von Rohol oder Erdodlerzeugnissen betreffen,
weiteren Beschrankungen zu unterwerfen. Andere Finanzdienstleistungen als die in Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr.833/2014 genannten, wie etwa das Einlagengeschift, Zahlungsdienste, Versicherungs-dienste, Darlehen von
den in Artikel 5 Absitze 1 und 2 jener Verordnung genannten Instituten sowie Derivate, die zu Absicherungszwe-
cken auf dem Energiemarkt verwendet werden, fallen nicht unter diese Beschrinkungen. Darlehen sollten nur
dann als neue Darlehen gelten, wenn sie nach dem 12. September 2014 in Anspruch genommen werden.

(7)  Diese Maflnahmen fallen in den Geltungsbereich des Vertrags, und daher sind fir ihre Umsetzung, insbesondere
zur Gewdhrleistung ihrer einheitlichen Anwendung in allen Mitgliedstaaten, Rechtsvorschriften auf Ebene der
Union erforderlich.

(8)  Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen gewihrleistet ist, sollte diese Verord-
nung sofort in Kraft treten —

(") Siehe Seite 54 dieses Amtsblatts.

(}) Verordnung (EU) Nr. 8332014 des Rates vom 31. Juli 2014 tiber restriktive Mainahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die
Lage in der Ukraine destabilisieren (ABI. L 229 vom 31.7.2014, S. 1).

(*) Beschluss 2014/512/GASP des Rates vom 31. Juli 2014 iiber restriktive Mainahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage
in der Ukraine destabilisieren (ABL. L 229 vom 31.7.2014, S. 13).

(*) Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates vom 5. Mai 2009 iiber eine Gemeinschaftsregelung fiir die Kontrolle der Ausfuhr, der Verbrin-
gung, der Vermittlung und der Durchfuhr von Giitern mit doppeltem Verwendungszweck (ABL. L 134 vom 29.5.2009, S. 1).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) Nr. 833/2014 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 1 erhalten die Buchstaben e und f folgende Fassung:
,€) ,Wertpapierdienstleistungen‘ bezeichnen folgende Dienstleistungen und Titigkeiten:

i)  Entgegennahme und Weiterleitung von Auftrdgen im Zusammenhang mit einem oder mehreren Finanzinst-
rumenten,;

ii)  Auftragsausfithrung fur Kunden;
ii) Handel fiir eigene Rechnung;

iv) Portfolioverwaltung;

v)  Anlageverwaltung;

vi) Ubernahme der Emission von Finanzinstrumenten und/oder Platzierung von Finanzinstrumenten mit fester
Ubernahmeverpflichtung;

vii) Platzierung von Finanzinstrumenten ohne feste Ubernahmeverpflichtung;

viii) alle Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Zulassung zum Handel auf einem geregelten Markt oder
zum Handel iiber ein multilaterales Handelssystem;

f) ibertragbare Wertpapiere’ bezeichnet die folgenden Gattungen von Wertpapieren, die auf dem Kapitalmarkt
gehandelt werden kénnen, mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten:

i) Aktien und andere Anteile an Gesellschaften, Personengesellschaften oder anderen Rechtspersonlichkeiten
gleichzustellende Wertpapiere sowie Aktienzertifikate;

ii) Schuldverschreibungen oder andere verbriefte Schuldtitel, einschlieflich Zertifikaten (Hinterlegungsscheinen)
fur solche Wertpapiere;

iii) alle sonstigen Wertpapiere, die zum Kauf oder Verkauf solcher iibertragbarer Wertpapiere berechtigen;".

2. Der folgende Artikel wird eingefiigt:

LArtikel 2a

(1)  Esist verboten, die in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 aufgefithrten Giiter und Technologien mit
doppeltem Verwendungszweck mit oder ohne Ursprung in der Union unmittelbar oder mittelbar an die in Anhang IV
dieser Verordnung genannten natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Russland
zu verkaufen, zu liefern, zu verbringen oder auszufiihren.

(2)  Es ist verboten,

a) fur in Anhang IV genannte Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Russland unmittelbar oder mittelbar
technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder andere Dienste im Zusammenhang mit Giitern und Technologien nach
Absatz 1 oder mit der Bereitstellung, Herstellung, Wartung und Verwendung dieser Giiter oder Technologien
bereitzustellen;

b) fiir in Anhang IV genannte Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Russland unmittelbar oder mittelbar
Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit Giitern und Technologien nach Absatz 1 bereitzustellen,
insbesondere in Form von Zuschiissen, Darlehen und Ausfuhrkreditversicherungen fiir den Verkauf, die Lieferung,
die Verbringung oder die Ausfuhr dieser Giiter und Technologien oder fiir die Erbringung damit zusammenhing-
ender technischer Hilfe, Vermittlungsdienste oder anderer Dienste.

(3)  Die Verbote gemdfl den Absdtzen 1 und 2 gelten unbeschadet der Erfiillung von Vertrigen und Vereinbarun-
gen, die vor dem 12. September 2014 geschlossen wurden, und der Bereitstellung der fiir die Wahrung und Sicher-
heit vorhandener Kapazititen innerhalb der EU erforderlichen Hilfe.



12.9.2014 Amtsblatt der Europdischen Union L 271/5

(4)  Die Verbote gemifs den Absdtzen 1 und 2 gelten nicht fiir den Verkauf, die Lieferung, die Verbringung oder
die Ausfuhr von Giitern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, die fiir die Luft- und Raumfahrt
bestimmt sind, oder die damit verbundene Erbringung technischer und finanzieller Unterstiitzung, fiir nichtmilitéri-
sche Zwecke oder fir nichtmilitirische Endnutzer, sowie fiir die Wahrung und die Sicherheit vorhandener ziviler
nuklearer Kapazititen innerhalb der EU fiir nichtmilitirische Zwecke und fir nichtmilitdrische Endnutzer.”

3. Der folgende Artikel wird eingefiigt:
JArtikel 3a

(1)  Esist verboten, unmittelbar oder mittelbar die folgenden fiir die Tiefseedlexploration und -forderung, die Erd-
olexploration und -forderung in der Arktis oder Schieferolprojekte in Russland erforderlichen zugehérigen Dienst-
leistungen zu erbringen:

i) Bohrungen, ii) Bohrlochpriifungen, iii) Bohrlochmessungen und Komplettierungsdienste, iv) Lieferung spezialisier-
ter schwimmender Plattformen.

(2)  Die Verbote gemidfl Absatz 1 gelten unbeschadet der Erfiillung von Verpflichtungen aus einem Vertrag oder
einer Rahmenvereinbarung, der bzw. die vor dem 12. September 2014 geschlossen wurde, oder von akzessorischen
Vertragen, die fur die Erfullung dieser Vertrdge erforderlich sind.

(3)  Das Verbot gemifS Absatz 1 gilt nicht, wenn die betreffenden Dienstleistungen zur dringenden Abwendung
oder Eindimmung eines Ereignisses erforderlich sind, das voraussichtlich schwerwiegende und wesentliche Auswir-
kungen auf die Gesundheit und Sicherheit von Menschen oder die Umwelt haben wird.

4. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

b) fur natiirliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Russland oder zur Verwendung in
Russland unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit den in der Gemeinsa-
men Militdrgiiterliste aufgefithrten Giitern und Technologien fiir deren Verkauf, Lieferung, Verbringung oder Aus-
fuhr oder fiir die Leistung von damit verbundener technischer Hilfe bereitzustellen, insbesondere in Form von
Zuschiissen, Darlehen und Ausfuhrkreditversicherungen oder -garantien sowie von Versicherungen und Riickver-
sicherungen;”.

5. Artikel 5 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 5

(1)  Es ist verboten, iibertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente mit einer Laufzeit von mehr als
90 Tagen, die nach dem 1. August 2014 und bis zum 12. September 2014 begeben wurden, oder mit einer Laufzeit
von mehr als 30 Tagen, die nach dem 12. September 2014 begeben wurden, unmittelbar oder mittelbar zu kaufen,
zu verkaufen, Wertpapierdienstleistungen oder Hilfsdienste bei der Begebung zu erbringen oder anderweitig damit
zu handeln, wenn sie von einer der nachstehend aufgefiihrten Personen, Organisationen oder Einrichtungen begeben
wurden:

a) einem groferen Kreditinstitut oder einem anderen grofleren Institut, das ausdriicklich damit beauftragt ist, die
Wettbewerbsfahigkeit der russischen Wirtschaft und ihre Diversifizierung zu fordern und Investitionsanreize zu
schaffen und das in Russland niedergelassen ist und sich zum 1. August 2014 zu iiber 50 % in offentlicher Inha-
berschaft oder unter 6ffentlicher Kontrolle befindet, wie in Anhang III aufgefiihrt, oder

b) einer juristischen Person, Organisation oder Einrichtung, die aulerhalb der Union niedergelassen ist und deren
Anteile zu tiber 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der in Anhang III aufgefithrten Organisationen gehal-
ten werden, oder

¢) einer juristischen Person, Organisation oder Einrichtung, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter
Buchstabe b genannten oder in Anhang III aufgefiihrten Organisationen handelt.

(2)  Es ist verboten, iibertragbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente mit einer Laufzeit von mehr als
30 Tagen, die nach dem 12. September 2014 begeben wurden, unmittelbar oder mittelbar zu kaufen, zu verkaufen,
Wertpapierdienstleitungen oder Hilfsdienste bei der Begebung zu erbringen oder anderweitig damit zu handeln,
wenn sie von einer der nachstehend aufgefithrten Personen, Organisationen oder Einrichtungen begeben wurden:

a) einer in Russland niedergelassenen juristischen Person, Organisation oder Einrichtung wie in Anhang V aufge-
fithrt, die vorwiegend und in groferem Umfang in der Entwicklung, der Produktion, dem Verkauf oder der Aus-
fuhr von militdrischer Ausriistung oder militdrischen Diensten titig ist; hiervon ausgenommen sind juristische
Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die in den Bereichen Raumfahrt oder Kernenergie titig sind;

b) einer in Russland niedergelassenen in Anhang VI aufgefiihrten juristischen Person, Organisation oder Einrichtung,
die sich unter offentlicher Kontrolle oder zu tiber 50 % in 6ffentlicher Inhaberschaft befindet, iiber geschitzte
Gesamtvermogenswerte von iiber 1 Billion russische Rubel verfiigt und deren geschitzte Einnahmen zu mindes-
tens 50 % aus dem Verkauf oder der Beforderung von Rohol oder Erdélerzeugnissen stammen;

¢) einer aufSerhalb der Union niedergelassenen juristischen Person, Organisation oder Einrichtung, deren Anteile zu
iiber 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter den Buchstaben a oder b aufgefithrten Organisationen
gehalten werden, oder

d) einer juristischen Person, Organisation oder Einrichtung, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter den
Buchstaben a, b oder ¢ aufgefiihrten Organisationen handelt.



L 271/6 Amtsblatt der Europdischen Union 12.9.2014

(3)  Es ist verboten, unmittelbar oder mittelbar Vereinbarungen zu treffen oder an Vereinbarungen beteiligt zu
sein, die die Neuvergabe von Darlehen oder Krediten mit einer Laufzeit von mehr als 30 Tagen an die in den Absit-
zen 1 und 2 genannten juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen nach dem 12. September 2014
vorsehen; hiervon ausgenommen sind Darlehen oder Kredite, die spezifisch und nachweislich zur Finanzierung nicht
verbotener Einfuhren und Ausfuhren von Waren und nichtfinanziellen Dienstleistungen zwischen der Union und
Russland bestimmt sind, und Darlehen, die nachweislich ein spezifisches Ziel der Bereitstellung finanzieller Sofort-
hilfe verfolgen, um Solvabilitits- und Liquidititsanforderungen fiir in der Union niedergelassene juristische Personen,
deren Eigentumsrechte zu mehr als 50 % bei einer in Anhang III genannten Organisation liegen, zu erfiillen.

5a. Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) Organisationen nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben b und ¢ und Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben ¢ und d oder
nach den Anhidngen III, IV, V und VL“

6. Artikel 12 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 12
Es ist verboten, wissentlich und vorsitzlich an Aktivititen teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in den Arti-
keln 2, 2a, 3a, 4 oder 5 genannten Verbote bezweckt oder bewirkt wird, einschlieflich durch Handeln anstelle einer

der Organisationen gemif Artikel 5, oder durch die Inanspruchnahme der Ausnahme nach Artikel 5 Absatz 3 zur
Finanzierung einer Organisationen nach Artikel 5.

7. Anhang I der vorliegenden Verordnung wird als Anhang IV angefiigt.

8. Anhang II der vorliegenden Verordnung wird als Anhang V angefiigt.

9. Anhang III der vorliegenden Verordnung wird als Anhang VI angefiigt.
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 8. September 2014.

Im Namen des Rates
Der Prisident
S. GOZI
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ANHANG I

+~ANHANG IV

Liste der natiirlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 2a

JSC Sirius (Optoelektronik fiir zivile und militirische Zwecke)

OJSC Stankoinstrument (Maschinenbau fiir zivile und militirische Zwecke)
OAO JSC Chemcomposite (Materialien fiir zivile und militdrische Zwecke)

JSC Kalashnikov (Kleinwaffen)

JSC Tula Arms Plant (Waffensysteme)

NPK Technologii Maschinostrojenija (Munition)

OAO Wysokototschnye Kompleksi (Flugabwehr- und Panzerabwehrsysteme)
OAO Almaz Antey (staatseigenes Unternehmen; Waffen, Munition, Forschung)

OAO NPO Bazalt (staatseigenes Unternehmen, Herstellung von Maschinen zur Herstellung von Waffen und Munition)“.

ANHANG 11

~ANHANG V

Liste der Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a

OPK OBORONPROM
UNITED AIRCRAFT CORPORATION
URALVAGONZAVOD*.

ANHANG III

~ANHANG VI

Liste der Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b

ROSNEFT
TRANSNEFT
GAZPROM NEFT*.



	VERORDNUNG (EU) Nr. 960/2014 DES RATES vom 8. September 2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren 

